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Nächste Sitzungen
der Gremien der

Stadt Baruth/Mark

•  Stadtverordneten-
 versammlung
 am 28.11.2019 
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Bauausschuss:
 am 26.11.2019 
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Ausschuss für Bildung,
 Soziales und Kultur:
 am 18.11.2019
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

•  Werksausschuss des
 Eigenbetriebes WABAU:
 am 04.12.2019
 um 19.00 Uhr im Sitzungssaal
 der Stadtverwaltung

Änderungen vorbehalten!

Redaktionsschluss der nächsten Ausgabe ist der 03.12.19, Erscheinung: 13.12.19

Inhaltsverzeichnis der amtlichen Bekanntmachungen
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Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Baruth/Mark

Bekanntmachung Sitzungsdienst

Am 15.10.2019 wurde der nachfolgende öffentliche Eilbeschluss ge-
fasst:

VV 19/073Eil Eilbeschlussfassung bezüglich der Mehrkosten 
des Bauvorhabens „Feuerwehrgerätehaus/Dorf-
gemeinschaftshaus Klasdorf“

Am 15.10.2019 wurden die nachfolgenden nichtöffentlichen Eilbe-
schlüsse gefasst:

VV 19/078Eil Eilbeschluss zur Vergabe des Auftrags zur Be-
schaffung eines Feuerwehrfahrzeuges „TLF 
4000 Allrad“ an die Fa. Magirus GmbH, Graf-Ar-
co-Straße 30, 89079 Ulm zu einem Gesamtpreis 
von brutto 308.599,24 €

VV 19/080Eil Eilbeschluss zur Vergabe der Außenanlagen 
„Feuerwehrgerätehaus/ Dorfgemeinschaftshaus 
Klasdorf“ an die Firma B & K aus Bersteland, OT 
Reichwalde mit einer Gesamtbruttosumme von 
130.276,94 € 

Im Übrigen wurden im Oktober keine weiteren Sachbeschlüsse ge-
fasst.

Baruth/Mark, den 05.11.2019

gez. Linke
Allg. Stellvertreter d. Bürgermeisters

Bekanntmachung

über das Widerspruchsrecht nach § 36 Absatz 2 des Bundes-
meldegesetzes „Widerspruch gegen die Übermittlung von 

Meldedaten an das Bundesamt für Personalmanagement der 
Bundeswehr“

Nach § 58 b des Gesetzes über die Rechtsstellung der Soldaten (Sol-
datengesetz-SG) können sich Frauen und Männer, die Deutsche im 
Sinne des Grundgesetzes sind, verpfl ichten, freiwilligen Wehrdienst 
zu leisten, sofern sie hierfür tauglich sind. Zum Zweck der Übersen-
dung von Informationsmaterial übermitteln die Meldebehörden dem 
Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr aufgrund § 58 
c Absatz 1 des Soldatengesetzes jährlich bis zum 31. März folgende 
Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächs-
ten Jahr volljährig werden:

1.  Familienname,
2.  Vornamen,
3.  gegenwärtige Anschrift.

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr nach § 
36 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes widersprochen haben.

Anträge zu den Widersprüchen der Auskunftserteilung/Datenüber-
mittlung sind im Bürgerbüro der Stadt Baruth/Mark oder auf unserer 
Homepage http://www.stadt-baruth-mark.de unter Verwaltung/Bür-
gerbüro/Antrag auf Übermittlungssperre gemäß Bundesmeldegesetz 
(BMG) erhältlich.

Sprechzeiten:

Bürgerbüro (Pass- und Meldewesen)
Montag - Dienstag  07:30 - 16:30 Uhr
Donnerstag  07:30 - 18:30 Uhr
Freitag   07:30 - 12:30 Uhr

Baruth/Mark, 11.10.2019

gez. Ilk
Bürgermeister
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen den Städten 
Baruth/Mark und Golßen zur gemeinsamen Auftragsvergabe

Zwischen der Stadt Golßen

vertreten durch das Amt Unterspreewald, dieses wiederum ver-
treten durch den Amtsdirektor, Herrn Henri Urchs, dienstansässig 
Markt 1, 15938 Golßen

- nachfolgend Stadt Golßen genannt

und der Stadt Baruth/Mark

vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Peter Ilk, dienstansässig 
Ernst-Thälmann-Platz 4, 15837 Baruth/Mark

- nachfolgend Stadt Baruth genannt

Beide Parteien werden nachfolgend Auftraggebergenannt.
wird folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarunq getroffen:

Präambel
Die Städte Baruth und Golßen erarbeiten zur Sicherung und Stärkung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge ein Integriertes Stadtentwicklungs-
konzept (INSEK). Da beide Städte vor gemeinsamen Herausforde-
rungen stehen und viele strukturelle Gemeinsamkeiten haben, wurde 
eine Kooperationsvereinbarung zur überörtlichen Zusammenarbeit 
unterzeichnet. Bei der Erarbeitung des INSEK sollen gemeinsame 
Projektideen generiert werden, die landkreisübergreifend und inter-
kommunal vorstellbar sind, um die Vernetzung der Städte voranzu-
treiben. Der I NSEK-Prozess soll von einem Planungsbüro begleitet 
werden. Aus diesem Grund haben sich die Städte für ein gemeinsa-
mes Ausschreibungsverfahren entschieden.
Öffentliche Auftraggeber können sich gelegentlich zum Zwecke einer 
gemeinsamen Auftragsvergabe zusammenschließen. Soweit das Verga-
beverfahren im Namen und im Auftrag der öffentlichen Auftraggeber 
gemeinsam durchgeführt wird, sind diese für die Einhaltung der Be-
stimmungen über das Vergabeverfahren gemeinsam verantwortlich. 

§1
Zweck der Kooperation

(1) Beide Institutionen verfolgen das Ziel, für die Erstellung eines 
gemeinsamen INSEK lediglich einen Auftragnehmer zu beauftra-
gen, um die begrenzten personellen und fi nanziellen Kapazitäten 
der Städte Baruth und Golßen effi zient zu bündeln. Sie soll si-
cherstellen, dass gemeinsame Projektideen einheitlich und auf-
einander abgestimmt geplant und umgesetzt werden können.

(2) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung dient den Auftraggebern 
zur rechtlichen Absicherung für die gelegentlich gemeinsame 
Auftragsvergabe.

§2
Dauer der Vereinbarung

(1) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung endet mit Abschluss des 
Vergabeverfahrens.

(2) Konnte in einem ersten Verfahren kein geeigneter Bewerber 
identifi ziert werden, gilt die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
solange, bis der Zuschlag erteilt worden ist.

§3
Pfl ichten der Auftraggeber

(1) Im gemeinsamen Vergabeverfahren müssen die Auftraggeber da-
für Sorge tragen, dass eine ordnungsgemäße Verfahrensdurch-
führung erfolgt.

(2) Im Vorfeld der Verfahrensdurchführung muss geklärt sein, dass 
bei den Mitarbeitern des Auftraggebers, der mit der Verfahrens-
durchführung betraut ist, keine Interessenkonfl ikte bestehen.

(3) Es sind aufeinander abgestimmte Vergabeunterlagen zu veröff-
netlichen.

(4) Es ist sicherzustellen, dass die im Rahmen des Verfahrens einge-
reichten Informationen der Unternehmen vertraulich behandelt 
werden. Datenschutzrechtliche Vorgaben bleiben dabei unberührt.

(5) Die Wettbewerbsgrundsätze gemäß § 97 Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB) und damit die Grundsätze der 
Transparenz, Wirtschaftlichkeit, Verhältnismäßigkeit, Gleichbe-
handlung sowie die Berücksichtigung von Qualität, Innovationen, 

sozialen- und umweltbezogenen Aspekten als auch die Interes-
sen mittelständischer Unternehmen sind einzuhalten.

§4
Aufgabenteilung und Verantwortlichkeit

(1) Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung regelt als koordinations-
rechtlicher Vertrag, dass beide Auftraggeber für die Einhaltung 
der Vergabebestimmungen verantwortlich sind.

(2) Die Stadt Baruth wird das Vergabeverfahren federführend 
durchführen. Die Stadt Golßen wird die Stadt Baruth in folgen-
den Angelegenheiten unterstützen:
- Unterzeichnung einer ordnungsgemäßen Bevollmächtigung 

für den federführenden Auftraggeber zur Durchführung des 
Verfahrens und zur Zuschlagserteilung

- Erstellung einer Kostenschätzung zwecks Auswahl des zu-
treffenden Vergabeverfahrens

-  Erstellung der Vergabeunterlagen (insbesondere Leistungs-
beschreibung, Bewerbungsbedingungen und Zuschlagskrite-
rien)

- Stetiger Austausch zwischen den Auftraggebern während 
des Vergabeverfahrens

- Teilnahme und Mitsprache bei der Bewertung von Angebo-
ten sowie Mitwirkung bei der Zuschlagserteilung

§5
Kostentragung

(1)  Die Vertragsparteien verpfl ichten sich, die Kosten der zu verge-
benden Leistung in einem angemessenen Verhältnis aufzuteilen. 
Die weiteren Einzelheiten sind einer gesonderten Vereinbarung 
vorbehalten.

§6
Haftungsansprüche

(1)  Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird auf der Grundlage 
gegenseitiger Wertschätzung zwischen beiden Städten getroffen. 
Schadenersatzansprüche der Auftraggeber gegeneinander sind 
ausgeschlossen, soweit nicht grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz 
gegeben ist.

§7
Kündigung

(1) Die Auftraggeber vereinbaren, die öffentlich-rechtliche Verein-
barung ohne triftigen Grund nicht zu verlassen.

(2) Jeder Auftraggeber kann seine Beteiligung an der öffentlich-recht-
lichen Vereinbarung schriftlich kündigen, wenn eine Weiterarbeit 
an dem Vorhaben für ihn nachweislich unzumutbar geworden ist.

§ 8
Wirksamwerden der Vereinbarung

(1) Die Vereinbarung wird mit Unterzeichnung beider Vertragspart-
ner wirksam.

(2) Die Vereinbarung steht unter der aufschiebenden Bedingung der 
Zustimmung der Stadtverordnetenversammlungen der Vertrags-
parteien.

§9
Schlußbestimmungen

(1)  Vertragsänderungen oder Ergänzungen bedürfen der Schrift-
form. Nebenabreden bestehen nicht. Die Vereinbarung ist zwei-
fach auszufertigen. Die Städte Baruth und Golßen erhalten je 
eine Ausfertigung.

§ 10
Bestandteile der Vereinbarung

Diese Vereinbarung besteht aus 5 Seiten.
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Sonstige amtliche Bekanntmachungen

Bekanntmachung des Beschlusses der Jagdgenossenschaft 
Baruth/ Klein Ziescht über die Verwendung des Reinertrages 

der Jagdnutzung aus dem Jagdjahr 2018/2019 

Die Jagdgenossenschaftsversammlung der Jagdgenossenschaft Bar-
uth/Klein Ziescht hat in ihrer Sitzung am 30.10.2019 u.a. den nach-
folgenden Beschluss gefasst:

"10. Die Genossenschaftsversammlung der Jagdgenossenschaftsver-
sammlung Baruth/ Klein Ziescht beschließt, den Reinertrag für das 
Jagdjahr 2018/2018 auf 3,50 €/ha festzusetzen."

Baruth/Mark, den 05.11.2019

gez. P. Ilk
Notjagdvorsteher der Jagdgenossenschaft Baruth/ Klein Ziescht

Hinweis: Soweit noch nicht geschehen, werden alle Eigentümer 
von Grundfl ächen, die zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk der Jagd-
genossenschaft "Baruth/ Klein Ziescht" gehören und auf denen die 
Jagd ausgeübt werden darf aufgefordert, ihre Kontoverbindung an die 
nachfolgend genannte Adresse zu übersenden, damit der Reinertrag 
zeitnah ausgekehrt werden kann:

Stadt Baruth/Mark
Hauptamt - Herr Linke -
Ernst- Thälmann- Platz 4
15837 Baruth/Mark


